
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 4 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  

vom Montag, dem  07.04.25 

 19:30 Uhr bis 22:07 Uhr 

im Rathaus in Meißenheim   

 
Anwesenheitsliste 
Bürgermeister 
Alexander Schröder  
   
die Gemeinderäte 
Sabine Fischer  

Klaus Fuhrmann  

Andreas Gauch  

Martin Heimburger  

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli  

Bodo Lange  

Jasmin Lehmann  

Sven Leuthner  

Christian Maurer Ab 20:16 

Paul Santo  

Gerald Sensenbrenner entschuldigt 

Hugo Wingert  

 
die Ortschaftsräte 
Robert Althauser  
Miriam Fischer  
Sandra Frenk  
Ingrid Rieth-Jäger  
 
die Bezirksbeiräte 
Beatrice Biehler  
Fabian Kern  
Viktoria Ritter-Lüden  
Helmut Schuster  
Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 
Matthias Wiedemer  

Patricia Hess  

Lasse Rieck  
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Zuhörer 20  
Presse 2  

Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsge-
mäß erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Frageviertelstunde 

Nachfrage eines Zuhörers, inwieweit die eingeladenen Experten der Deutschen Bahn in der 
Sitzung verbleiben. Die Vertreter der Bahn werden auch zu Tagesordnungspunkt 12 anwesend 
sein. 

2. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 10.03. 

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der letzten Sitzung.  

3. Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 10.03. gefassten 
Beschlüsse 

Antrag auf Fristverlängerung in Bezug auf die Bauverpflichtung von Grundstück … im Gewer-
begebiet … in Meißenheim. 

Der Gemeinderat verlängert einstimmig die Frist zur Bauverpflichtung auf Antrag der Firma 
… um ein Jahr, bis am 17.03.2026. 

Der Gemeinderat beschließt, dem Erlass des Schmutzwassers für … in Höhe von … nicht zu-
zustimmen. 

 

Bürgermeister A. Schröder erklärt sich für TOP 4 befangen und begibt sich in den Zuschauer-
bereich. 

4. Bürgermeisterwahl 2025 - Bestimmung des Wahltags und des Tags einer 
etwaigen Neuwahl 

Die Wahl der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters ist nach § 47 Abs. 1 GemO frühestens drei 
Monate, spätestens einen Monat vor Freiwerden der Stelle durchzuführen. Die bisherige 
Amtszeit von Bürgermeister Schröder endet mit Ablauf des 05.12.2025; die Stelle wird somit 
zum 06.12.2025 frei. Die Wahl ist im Zeitraum zwischen dem 05.09.2025 und dem 05.11.2025 
und nach § 2 Abs. 3 KomWG an einem Sonntag durchzuführen. 

Der Termin der ursprünglichen Bundestagswahl – 28.09.25 - hatte sich angeboten. Die Bun-
destagswahl wurde vorgezogen. Dennoch bietet es sich an, an dem Termin festzuhalten. 

Auch die Mitarbeiter der Verwaltung haben bereits ihre Urlaubsplanung nach dem ursprüng-
lichen Bundestagswahltermin gerichtet, was ebenfalls für das genannte Datum spricht. 

Eine eventuelle Neuwahl findet nach § 45 Abs. 2 GemO spätestens am vierten Sonntag, frü-
hestens am zweiten Sonntag nach dem Wahltag statt, falls im ersten Wahlgang auf keinen der 
Bewerber mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen entfällt. In diesem zweiten Wahlgang ent-
scheidet dann die einfache Mehrheit. Es wird vorgeschlagen, eine eventuelle Neuwahl am 
Sonntag, 12.10.2025 durchzuführen. Die Wahlzeit ist jeweils von 08.00 bis 18.00 Uhr. 
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Die Wahlbezirke und –lokale, die Bildung des Gemeindewahlausschusses, die Festsetzung der 
Einreichungsfristen sowie die Festlegung der Stellenbeschreibung werden in der nächsten Sit-
zung beschlossen. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Wahltag der Bürgermeisterwahl 
2025 auf Sonntag, 28. September 2025 festzulegen. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Wahltag für einen etwaigen zwei-
ten Wahlgang der Bürgermeisterwahl 2025 auf Sonntag, den 12.10.2025 festzu-
legen. 

Bürgermeister A. Schröder nimmt wieder an der Sitzung teil. 

5. Erteilung des Zuschlags für die Lieferung und den Einbau des Digitalfunks 

Im Zuge der Einführung des Digitalfunks ist die analoge Funktechnik der Feuerwehr durch di-
gitale Funktechnik zu ersetzen. Das Landratsamt Ortenaukreis hatte vorgeschlagen, den Be-
darf zu bündeln und eine Ausschreibung durchzuführen. Dadurch sollten die einzelnen Ge-
meinden organisatorisch und finanziell von der Ausschreibung entlastet werden und durch 
die größere Beschaffungsmenge günstigere Preise erzielt werden.  

Am 13. Mai 2024 hat der Gemeinderat die Verwaltung beauftragt, an der gemeinsamen Aus-
schreibung des Landkreises teilzunehmen. Die Ausschreibung ist inzwischen abgeschlossen. 
Günstigster Bieter war die Firma Meder CommTech GmbH aus Singen. 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 09.12.2024 der Beauftragung der Firma Meder Comm-
Tech GmbH mit dem Gesamtangebotspreis in Höhe von 30.324,77€ (brutto) zzgl. Kosten für 
den Einbau zugestimmt.  

Im Haushaltsplan 2025 sind 50.000 € für den Ersatz der Gerätehaus- und Fahrzeugfunk-technik 
vorgesehen.  

Mit dem aktuellen Angebot vom 13.03.2025 beläuft sich der Gesamtpreis auf 46.934,27€ (Ge-
räte inklusive Einbau). 

Gemeinderat P. Santo frägt, ob der Auftrag bereits erteilt wurde und die Lieferung der Geräte 
noch aussteht. L. Rieck erläutert, dass die Geräte in Kürze geliefert und eingebaut werden 
sollen. Rechnungsamtsleiterin P. Hess weist darauf hin, dass sich die Gemeinde an der durch 
das Landratsamt begleiteten Ausschreibung beteiligt hat. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Zuschlag für die Lieferung und 
den Einbau des Digitalfunks in Höhe von 46.934,27€ der Firma Meder Comm-
Tech GmbH zu erteilen. 

6. Fortschreibung des Nahverkehrsplans des Ortenaukreis 

Der Kreistag des Ortenaukreises hat am 19.07.2016 den Nahverkehrsplan 2016 für den stra-
ßengebundenen ÖPNV im Ortenaukreis beschlossen. Mit dem Nahverkehrsplan 2025 stellt 
sich der Landkreis im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) neu auf. 
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Grundlage des Nahverkehrsplans bildet eine im November 2023 organisierte Bürgerbefra-
gung zum damaligen Bestand des öffentlichen Verkehrs. In diesem Zuge wurden im Novem-
ber 2023 die Gemeinden ebenso um Stellungnahme gebeten. In der Sitzung am 11.12.2023 hat 
der Gemeinderat die Fortschreibung des Nahverkehrsplan diskutiert. 

Der Nahverkehrsplan bildet einen Rahmenplan aus Sicht des Aufgabenträgers und enthält 
Vorgaben und Maßnahmen zur Sicherstellung und Verbesserung des ÖPNV-Angebots unter 
Berücksichtigung wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer Aspekte. 

Ziel des Nahverkehrsplans ist es, den Herausforderungen im Mobilitätsbereich mit einem qua-
litativ hochwertigen ÖPNV zu begegnen. Zudem dient der Plan dazu, den politischen Willen 
des Kreises planungsrechtlich festzuschreiben und langfristige Entwicklungen zu steuern. 

Der Nahverkehrsplan ist für einen Zeitraum von fünf Jahren ausgelegt und umfasst die Jahre 
2025 bis 2030. Er bildet die strategische Grundlage für die Weiterentwicklung des öffentlichen 
Nahverkehrs in dieser Zeit. 

Darüber hinaus enthält der Plan auch langfristige Ziele, insbesondere die schrittweise Umset-
zung der "Variante 1+", die auf einen kreisweiten Stundentakt und eine umfassende Ange-
botsverbesserung hinarbeitet. Da die vollständige Umsetzung von der finanziellen Situation 
des Landkreises abhängt, sind einige Maßnahmen auch über 2030 hinaus geplant. 

Die vom Kreistag im Jahr 2023 beschlossene Variante 1+ verfolgt drei wesentliche Ziele: 

- Keine Reduzierung des Bestandsangebots – das sogenannte "Verschlechterungs-ver-
bot" sichert die aktuelle Bedienungsqualität. 

- Einführung eines kreisweiten Stundentakts, der regelmäßige Verbindungen von 5:00 
bis 24:00 Uhr gewährleisten soll. 

- Prüfung weiterer verkehrsplanerischer Optimierungen, um den ÖPNV effizienter und 
attraktiver zu gestalten. 

Die Erarbeitung des Nahverkehrsplans wurde durch eine Arbeitsgemeinschaft ÖPNV beste-
hend aus Vertreterinnen und Vertretern des Ortenaukreises und dem Verkehrsplanungsunter-
nehmen PTV Transport Consult GmbH erstellt. 

Im Nahverkehrsplan wird die Gemeinde Meißenheim in der Schwachstellenanalyse erwähnt. 
Es gehört zu den Orten mit einem Erschließungsdefizit, das im Bestand verbessert werden 
sollte. 

Meißenheim gilt mit Schwanau als sogenanntes Unterzentrum im Ortenaukreis. Laut Regio-
nalplan befindet sich Meißenheim auf der Entwicklungsachse ab Lahr in Richtung Erst-ein im 
Elsass. Meißenheim gehört zu dem Mittelbereich Lahr. 

Besonderheiten des ÖPNV in Meißenheim sind unter anderem die Eurodistrikt-Bus Linie 280, 
die vom französischen Erstein über Kürzell nach Lahr verkehrt. Die Linie besitzt werktags 
sechs Fahrtenpaare und stellt eine wichtige grenzüberschreitende Verbindung dar. Die Ge-
meinde Meißenheim wird zudem über ein Anrufsammeltaxi angebunden. Das AST dient ins-
besondere der Ergänzung des Linienverkehrs zu Tagesrandzeiten. 
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In der Analyse des Nahverkehrsplan zur Erschließung durch den ÖPNV mit Haltestellen wurde 
ausgeführt, dass in Meißenheim wie in anderen umliegenden Gemeinden rechnerisch ein De-
fizit von rund 1000 Personen besteht, die nicht ausreichend durch den ÖPNV erschlossen sind. 
Besonders im westlichen Teil Meißenheims wird ein Mangel an Bushaltestellen darstellt.  

Unabhängig davon, kann ausgeführt werden, dass mit dem Riedbus die Gemeinden Friesen-
heim und Meißenheim u.a. eine Anbindung des westlichen Teils von Meißenheim und sowie 
eine Anbindung von Kürzell in Richtung Schuttern mit einer relativ hohen Taktung angeboten 
haben. Das Angebot wurde (leider) nicht angenommen. 

In Meißenheim und Kürzell gibt es jeweils eine Haltestelle, bei der die Fahrtzeit zum nächsten 
Bahnhof in Meißenheim über einer Stunde und in Kürzell bei über 1:30 Stunden liegt. Laut dem 
Entwurf zum Nahverkehrsplan sind für die Haltestellen aber kürzere Fahrt-zeiten aufgrund 
der örtlichen Lage beziehungsweise der Entfernungen schlicht nicht umsetzbar. 

In der Analyse zur Variante 1+ wurde festgestellt, dass für Lahr Umland, in dem sich Meißen-
heim und Kürzell befinden, die höchsten Kosten für die Umsetzung des Nahverkehrs-plans 
anfallen würden. Die zusätzlichen Kosten für das Linienbündel Lahr Umland im Rahmen der 
Variante 1+ belaufen sich auf 4,2 Millionen Euro pro Jahr, was einer Fahrleistungserhöhung 
von 83 % entspricht. Der gesamte Investitionsbedarf für die Umsetzung der Variante 1+ im Or-
tenaukreis wird mit 12,5 Millionen Euro pro Jahr für den Landkreis beziffert, wobei insgesamt 
2 Millionen zusätzliche Fahrplankilometer pro Jahr erforderlich sind.  

Dieses Zahlenmaterial macht deutlich, dass in absehbarer Zeit eine Umsetzung der Variante 
1+ für den Ortenaukreis und damit auch für Lahr Umland nicht möglich ist. Folglich stellt die 
Variante 1+ kein Umsetzungskonzept, sondern nur eine Zukunftsvision dar. Eine Umsetzung 
kann nur in Betracht kommen, wenn entsprechende Förderungen von Bund bzw. Land flie-
ßen. 

Da Lahr Umland einen erheblichen Anteil an diesen Mehrkosten hätte, wird im Nahverkehrs-
plan empfohlen, zunächst das Angebot zu verdichten, insbesondere in nachfrage-starken Zei-
ten und dort, wo der Schienenverkehr bereits den Stundentakt erfüllt. Erst in einem zweiten 
Schritt sollten weitere Verbesserungen in Tagesrandzeiten und an Wochenenden umgesetzt 
werden. 

Mit Schreiben vom 13.03.2025 hat das Landratsamt Ortenaukreis den Gemeinden bei Bedarf 
die Möglichkeit eingeräumt, bis zum 25.04.2025 eine Stellungnahme abzugeben. 

Gemeinderat S. Kirner merkt an, dass insbesondere die Linien 109 und 280 unzureichend ge-
taktet seien. Während die Linie 280 theoretisch eine gute Verbindung für Schüler nach Offen-
burg und Kehl bieten würde, sei dies bei der Linie 109 nicht gegeben. Zudem sei am Wochen-
ende kein Verkehr über die Linie 109 vorhanden, lediglich am Samstag verkehre die Linie 280. 
Auch die Taktung insgesamt könne nicht eingehalten werden.  

Bürgermeister A. Schröder merkt an, dass der Riedbus mangels Nachfrage eingestellt worden 
ist.  

Gemeinderat S. Kirner merkt an, dass jedoch eine Nachfrage nur entstehen könne, wenn auch 
ein entsprechendes Angebot bestehe. Gerade Jugendliche, die zunehmend später ihren Füh-
rerschein machten, hätten von günstigen Tickets wenig, wenn das Angebot nicht vorhanden 
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sei. Bus- und Bahnverbindungen seien zudem nicht aufeinander abgestimmt. Es werde deut-
lich, dass es sich beim Nahverkehrsplan nicht um einen konkreten Umsetzungsplan, sondern 
eher um eine grobe strategische Richtung handle. 

Bürgermeister A. Schröder ergänzt, dass die Variante 1+ Wunschdenken sei. Beim Lesen des 
Dokuments entstehe der Eindruck, dass eine Umsetzung unmittelbar bevorstehe. Tatsächlich 
handele es sich um eine Zukunftsvision, die jedoch auf absehbare Zeit nicht realisierbar sei. 
Der frühere Riedbus habe eine sinnvolle Querverbindung dargestellt. Auch mit dem Gebäude-
N40-Programm sei eine Taktverdichtung erreicht worden, doch am Ende habe man nur „Luft 
transportiert“. Auch der Eurodistrikt-Bus 280 werde kaum genutzt. Es fehle eine Verbindung 
(„Brücke“) zwischen den Linien 109 und 280. Diese Thematik müsse im Rahmen der Stellung-
nahme konkret benannt werden. Jugendliche äußerten oft, sie würden gerne den Bus nutzen, 
aber die Taktung stimme nicht. Die Anschlüsse von Bus und Bahn seien ebenfalls nicht aufei-
nander abgestimmt. Die Idee sei grundsätzlich gut, die Umsetzung jedoch in weiter Ferne. 

Gemeinderätin S Fischer merkt an, dass Meißenheim zwar noch einigermaßen abgedeckt sei, 
jedoch regelmäßig die Überfüllung der Schülerbusse am Morgen gegenüber ihr vorgebracht 
werde. Dies müsse im Rahmen der Stellungnahme ebenfalls berücksichtigt werden. Es solle 
geprüft werden, ob ein zusätzlicher Haltepunkt im Bereich Meißenheim-West, beispielsweise 
bei der Sporthalle, eingerichtet werden könne. Eltern könnten ihre Kinder oftmals nicht selbst 
bringen, insbesondere aus dem Bereich Hellersgrund. Zwar sei ein solcher Haltepunkt nicht 
im Nahverkehrsplan vorgesehen, für die Gemeinde sei er aber dennoch von hoher Bedeutung. 
Auch eine Stundentaktung nütze wenig, wenn sie am tatsächlichen Bedarf vorbeigehe. Zu-
dem regt sich an, auch das Anrufsammeltaxi (AST) als ergänzendes Element stärker zu be-
rücksichtigen. 

Bürgermeister A. Schröder fasst zusammen, dass die Umsetzung der Variante 1+ letztlich an 
fehlenden finanziellen Mitteln scheitern werde.  

Das Gremium nimmt den Nahverkehrsplan bei einer Enthaltung kritisch zur 
Kenntnis und hebt hervor, dass das angestrebte Verschlechterungsverbot (- 
Keine Reduzierung des Bestandsangebots – das sogenannte "Verschlechte-
rungsverbot" sichert die aktuelle Bedienungsqualität. -) zwingend einzuhalten 
ist.  

Von Kürzell fährt derzeit keine direkte Linie nach Lahr. Die im Nahverkehrsplan 
beschriebene Taktung der Linien 109 und 280 ist bereits ungenügend. Die Linien 
werden nicht wie im Fahrplan der TGO angegeben, befahren, sodass Umstiege 
nicht garantiert sind. Zudem ist Kürzell aufgrund der Besonderheiten der Linien 
nicht ausreichend angebunden.   

Die Fortschreibung des Nahverkehrsplans berücksichtigt Meißenheim nur un-
zureichend. Insbesondere ist die Schnittstelle zwischen Meißenheim und Ichen-
heim verbesserungsbedürftig. Darüber hinaus fordert das Gremium die Einrich-
tung eines Haltepunkts Meißenheim-West, um eine bessere Erreichbarkeit und 
Anbindung an das ÖPNV-Netz sicherzustellen. 
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Die aktuelle Fortschreibung des Nahverkehrsplans des Ortenaukreises mit der 
Variante 1+ bildet die Grundlage für die angestrebte Mobilitätswende vor Ort. 
Weder der Landkreis, noch die Kommunen sind jedoch in der Lage, die notwen-
digen finanziellen Mittel bereit zu stellen. Bund und Land fordern die Mobili-
tätswende. Diese Forderung muss aber von Bund und Land auskömmlich finan-
ziert werden. 

7. Bauanträge 

7.1. Antrag auf Genehmigung - Neubau eines Heizungsraumes auf dem Flst. 5500, Birkenweg 
5 in Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Heizungsraumes neben einer bestehenden 
Werkhalle zur Genehmigung auf dem Flurstück Nr. 5500, Birkenweg 5 in Kürzell.  

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Luckenloch“.  

Der Anbau erfolgt an ein bestehendes Silo und verursacht eine geringfügige Überschreitung 
der Baugrenze zur Straße „Lindenweg“ hin um 9,65 m².  
Durch die Situation vor Ort (bestehende Lage des Kamins, Durchfahrt, Lage Anbindung an die 
Halle) ist der Standort des Heizungsraumes alternativlos. 

Aus diesem Grund bittet der Antragsteller um Befreiung gem. § 31 Abs. 1 BauGB. 

Der Planungswille der Gemeinde wird dadurch nicht beeinträchtigt. 

Der Ortschaftsrat Kürzell hat den Antrag in seiner letzten Sitzung befürwortet. 

Hugo Wingert führt aus, dass die bestehende Heizung inzwischen 32 Jahre alt sei und sich 
aktuell unter dem Silo befinde. Ein Weiterbetrieb sei nach heutigem Standard nicht mehr mög-
lich. Der Anbau sei notwendig, da das Gebäude um zwei Meter erhöht werden müsse, um die 
neuen technischen Anforderungen zu erfüllen. Neben einem Staubfilter müsse auch das Spä-
nesilo den aktuellen Vorgaben angepasst werden. Die geplante Heizungsanlage entspreche 
dem heutigen Stand der Technik. 

Der Gemeinderat stimmt der beantragten Befreiung (Überschreitung der Bau-
grenze) einstimmig zu, leitet den Bauantrag positiv zur Genehmigung an das 
Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einvernehmen gem. § 36 
BauGB. 

7.2. Antrag auf Nutzungsänderung an einem bestehenden Gebäude im vereinfachten Bau-
genehmigungsverfahren auf dem Flst. 2545, Im Grund 1 in Meißenheim 

Der Bauherr beantragt zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren die Nutzungsänderung 
an einem bestehenden Gebäude auf dem Flst.Nr. 2545, Im Grund 1 in Meißenheim.  

Die Änderungen sind geplant im EG einer Doppelgarage mit Schopf in Wohnnutzfläche mit 
Terrasse. Im DG werden 2 Büroräume in Wohnnutzfläche umgenutzt ohne große Umbaumaß-
nahmen. 

Das Grundstück liegt im Bebauungsplan „Gewerbegebiet Tieflache“ und entspricht dessen 
Festsetzungen 
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Ergänzend wird von Bürgermeister A. Schröder ausgeführt, dass das Grundstück nachträglich 
geteilt wurde und die Erschließung derzeit nicht über einen direkten Anschluss zur Straße 
führt. Die Leitungen verlaufen nicht auf direktem Weg zur öffentlichen Verkehrsfläche. Aus 
diesem Grund wird vorgeschlagen, die Genehmigung unter dem Vorbehalt zu erteilen, dass 
die Erschließung als gesichert gilt. 

 

Sabine Fischer erkundigt sich, ob im Fall einer Nutzungsänderung von Gewerbe in Wohnen 
eine Nachentrichtung zu leisten sei. Sie weist auf die Praxis hin, dass bei Gewerbegrundstü-
cken eine Betriebsleiterwohnung vorgesehen sein kann, bei einer Umnutzung jedoch gege-
benenfalls eine Nachzahlung anfällt.  

 

Der Gemeinderat leitet den Antrag zur Nutzungsänderung einstimmig positiv 
zur Genehmigung an das Landratsamt Ortenaukreis weiter, soweit die Erschlie-
ßung gesichert ist. 

7.3. 1. Tektur / Nachtrag zur Baugenehmigung, Neubau eines Einfamilienwohnhauses; hier 
Nachtrag Carport und veränderte Dachausführung auf Flst. Nr. 11, Hauptstraße 1 in Mei-
ßenheim 

Der Bauherr beantragt die Ergänzung der bereits am 16.10.2024 erteilten Baugenehmigung 
„Neubau eines Einfamilienwohnhauses – vereinfachtes Verfahren nach § 52 LBO BW“ auf dem 
Grundstück Flst. Nr. 11, Hauptstraße 1 in Meißenheim. 

An der Nordseite des Einfamilienwohnhauses wird der Dachvorsprung von 0,50 m auf 1,20 m 
verbreitert. Eine weitere Verbreiterung des Dachvorsprunges von 1,25 m auf 1,785 m erfolgt 
an der östlichen Seite. Im Süden zwischen Wohnhaus und der Grundstücksgrenze zu Flst. Nr. 
13/3 ist die Errichtung eines Carports geplant. 

Das Baugrundstück liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist §34 BauGB die Beurteilungs-
grundlage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens. Das Vorhaben ist zuläs-
sig wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücks-
fläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Er-
schließung gesichert ist. 

Mit den verbreiterten Dachvorsprüngen und dem geplanten Carport fügt sich das Bauvorha-
ben im Gesamten in die nähere Umgebung ein und ist demnach genehmigungsfähig. 

Bodo Lange merkt an, dass die baulichen Änderungen bereits ausgeführt wurden. Aus seiner 
Sicht sei es fragwürdig, über eine Genehmigung zu beraten, wenn das Vorhaben bereits um-
gesetzt wurde. Dies sende ein falsches Signal und sei in der Sache nicht zu befürworten. Er 
zweifelt die Praxis an, eine Genehmigung für etwas zu erteilen, das bereits realisiert wurde. 

Bürgermeister A. Schröder weist darauf hin, dass es sich hierbei um einen formalen Vorgang 
handelt.  

Der Gemeinderat leitet das Bauvorhaben bei 6 Enthaltungen positiv zur Geneh-
migung an das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einvernehmen 
nach § 36 BauGB. 
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8. 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan "Schmidtenbühn", Ge-
meinde Meißenheim als B-Plan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 a BauGB - Beratung und Beschlussfassung über einge-
gangene Anregungen der Behörden und TöB sowie Bürger i.R.d. Offen-
lage nach § 3 Abs. 2 BauGB 

Der Bebauungsplan "Schmidtenbühn" wurde 2019 rechtskräftig. Bei der 1. Änderung und Er-
weiterung des Bebauungsplanes "Schmidtenbühn" handelt es sich um einen B-Plan der Innen-
entwicklung gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB.   

Die Bebauungsplanänderung dient dem Erhalt, der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Da hier die Zufahrt einer bereits überplanten aber noch nicht vollständig bebauten Fläche 
optimiert wird und keine neue Fläche zusätzlich ausgewiesen wird, wird damit die Innenent-
wicklung gestärkt und einer Außenentwicklung entgegengewirkt.  

Der Geltungsbereich der 1. Änd. u. Erw. des B-Plans "Schmidtenbühn" umfasst ca. 0,47 ha. Die 
GRZ bleibt für das Flst.-Nr. 59 unverändert, so dass sich hier keine zusätzliche Grundfläche 
ergibt.  

Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird nicht beeinträchtigt, 
da die Zufahrtssituation für den bestehenden Gewerbebetrieb optimiert wird. 

Der rechtskräftige Bebauungsplan hatte im südöstlichen Bereich der Flst.-Nr. 59 des beste-
henden Gewerbetriebes eine öffentliche Grünfläche ausgewiesen. Die Zufahrtssituation für 
den metallverarbeitenden Betrieb war schon zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungs-
planes nicht befriedigend. Mit der Erweiterung des Betriebes und dem geplanten Neubau ei-
ner Halle, wurde die Situation neu betrachtet. Mit dem Abbruch eines Gebäudeteiles kann die 
Zufahrtssituation und damit Anlieferung verbessert werden. Hierzu fand bereits im April 2024 
ein Vororttermin mit Vertretern der Straßenbaubehörde, Straßenmeisterei, Polizei sowie pla-
nenden Ingenieurbüros und der Gemeinde Meißenheim statt. Bei diesem Termin wurde auch 
unter Einbeziehung des Regierungspräsidiums Freiburg / Abteilung Straßenbau eine Lösung 
gefunden, die jetzt durch die Änderung des B-Plans planungsrechtlich gesichtet werden soll. 

Für die Anlieferung und Abholung der ansässigen Firma, die täglich 2-3 mal mit LKWs erfolgt, 
soll eine neue Zufahrt auf der Höhe der vorhandenen Mittelinsel geschaffen werden. In die-
sem Zusammenhang soll auch das Ortsdurchfahrtsschild südlich des Feuerwehrgebäudes ver-
legt werden, da auch die Feuerwehr bereits eine Ein- und Ausfahrt auf die L 118 hat.  

Voraussetzung ist, dass die neue Zufahrt für den metallverarbeitenden Betrieb nur als Einfahrt 
genutzt wird und die Ausfahrt über die "Schillerstraße" erfolgt. Hierfür wird im Zeichnerischen 
Teil eine Zufahrt von der Lahrer Straße aus festgesetzt und die bisher ausgewiesene öffentli-
che Grünfläche reduziert. Das Baufenster wird im südlichen Bereich gemäß der vorliegenden 
Planung zurückgenommen, um Platz für die Zufahrt zu schaffen. Des Weiteren wird im Zeich-
nerischen Teil die Ausfahrt in die Schillerstraße festgesetzt.  

 

Das dem Betrieb zugeordnete Wohnhaus auf dem Flst.-Nr. 59/2 war im angrenzenden Bebau-
ungsplan bisher als Dorfgebiet ausgewiesen, was hinsichtlich der tatsächlichen Nutzung nicht 
mehr zutrifft und soll jetzt in den Bebauungsplan "Schmidtenbühn" einbezogen und als 
Mischgebiet ausgewiesen werden.  
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Damit erhöht sich für das Flst.-Nr. 59/2 die GRZ von 0,4 auf 0,6 und es ergibt sich eine zusätz-
liche Grundfläche von ca. 116 m², die aber weit unter dem Schwellenwert von 20.000 m² nach 
§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB liegt. Die Nutzungszone 2 bleibt mit Ausnahme der Dachneigung un-
verändert. Die Dachneigung wurde von 0° - 30° auf 0° - 40° erhöht, da sie damit auch die Dach-
neigung des Wohnhauses abbildet. 

In seiner Sitzung am 10.02.2025 hat der Gemeinderat den Planentwurf gebilligt und die Durch-
führung der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Die Offenlage fand vom 17. Februar 
bis 18. März 2025 statt.  

In der heutigen Sitzung wird die Abwägung der Stellungnahmen beschlossen werden.  

Auf Grund einer neu eingereichten Planung auf dem Feuerwehrgelände, soll der B-Plan um 
eine weitere Änderung ergänzt werden, dies macht eine 2. Offenlage notwendig.  

Über den geänderten Planentwurf und die 2. Offenlage wird in einer der kommenden Sitzun-
gen beraten.  

 

Gemeinderat C. Maurer erscheint nimmt ab 20:16 Uhr an der Sitzung teil.  

Der Gemeinderat beschließt einstimmig über die im Rahmen der Offenlage 
nach § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Anregungen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß der Abwägungstabelle. 

9. Bauplatzvergabe im Neubaugebiet "Kleinfeldele II", 2. Bauabschnitt - Ter-
minierung der Vergabe  

Der Bebauungsplan „Kleinfeldele II“, 2. Bauabschnitt ist seit 28.09.2023 rechtskräftig. Die 
Grundstücke wurden am 12.08.2024 im Liegenschaftskataster gebildet und die Erschließungs-
arbeiten vor Ort sind nahezu abgeschlossen. Lediglich Restarbeiten wie zum Beispiel die 
Pflanzung von Bäumen steht noch aus. 

Am 10.03.2025 setzte der Gemeinderat in seiner öffentlichen Sitzung den Baulandpreis für ge-
meindeeigene Baugrundstücke im Neubaugebiet „Kleinfeldele II“, 2. Bauabschnitt auf einen 
Verkaufspreis von 290 €/m² fest. 

Die beiden Bauplätze im Kastanienweg Flst. Nr. 3849 mit einer Fläche von 396 m² und Flst. Nr. 
3851 mit einer Fläche von 612 m² können demnach in einer Vergaberunde zu diesem Preis an-
geboten und verkauft werden.  

Die Vergabe erfolgt an Hand der Richtlinien der Gemeinde Meißenheim über die Vergabe von 
gemeindeeigenen Baugrundstücken. 

Die Verwaltung macht dazu folgenden Vorschlag: 

 Ausschreibung von 2 Bauplätzen im Kastanienweg zum Preis von 290 €/m² 
 Ausschreibung im Amtsblatt und auf der Homepage am 17.04.2025 
 Bewerbungsfrist bis am 23.05.2025 
 Auswertung durch die Verwaltung bis Anfang Juni 2025 
 Information der Bewerber über die Zuweisung der Baugrundstücke Mitte Juni 2025 
 2 Wochen Frist nach Information der Bewerber 
 Beratung über Zuschlag im GR am 21.07.2025 
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Die Terminierung der 5. Vergaberunde im Neubaugebiet „Kleinfeldele III“ wird für die öffent-
liche Gemeinderatsitzung im Juni 2025 geplant. 

Der Ortschaftsrat Kürzell hat die vorgeschlagene Terminierung der Bauplatzvergabe im Neu-
baugebiet „Kleinfeldele II“, 2. Bauabschnitt, in seiner Sitzung befürwortet und als positiven 
Beschlussvorschlag an den Gemeinderat weitergegeben. 

Ortsvorsteher Hugo Wingert betont in diesem Zusammenhang nochmals die Sinnhaftigkeit, 
zunächst die beiden Bauplätze im Baugebiet „Kleinfeldele II“ im Kastanienweg zu vergeben 
und erst im Anschluss daran mit der Vergaberunde für „Kleinfeldele III“ fortzufahren. Diese 
Vorgehensweise sei aus seiner Sicht schlüssig und im Sinne einer geordneten Grundstücks-
vergabe. 

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung einstimmig, die zwei Bauplätze im 
Kastanienweg gemäß dem vorliegenden Vorschlag zum Verkauf auszuschrei-
ben. 

10. Bahnprojektprojekt ABS/NBS Karlsruhe-Basel - Streckenabschnitt 7 - Infor-
mationsangebot 

Im Rahmen der Gemeinderatssitzung informierten Herr Adam und Herr Lehmann von der DB 
InfraGO AG über den aktuellen Planungsstand im Streckenabschnitt 7 des Bahnprojekts Karls-
ruhe–Basel, der die Gemeinde Meißenheim berührt. 

Der Abschnitt 7 umfasst die Planfeststellungsabschnitte 7.2 bis 7.4 (Hohberg bis Kenzingen). 
In diesem Bereich sind u. a. folgende Maßnahmen geplant: 

 Neubau von rund 55 Brücken sowie ca. 40 Stützbauwerken entlang der A5, 
 Ersatzneubau der Straßenüberführung L118 und Älterstraße in der Gemarkung Meißen-

heim, 
 Verlegung eines Wirtschaftsweges sowie der PWC-Anlage Schutter bei Schutterzell, 
 Errichtung einer Überholstelle im Bereich Hugsweier in unmittelbarer Nähe zur Ort-

schaft Kürzell, 
 Errichtung von Schallschutzwänden: westlich der A5 bis zu 5,5 m, zwischen Bahntrasse 

und Autobahn bis zu 6,5 m Höhe auf einer Länge von ca. 15 km. 

Der Planfeststellungsprozess soll mit Abschnitt 7.2 beginnen, gefolgt von 7.3 und 7.4. Der Be-
triebsbahnhof Hugsweier ist in diesem Zusammenhang als betriebliches Erfordernis einge-
plant, um Überholvorgänge im Güterverkehr zu ermöglichen. Eine Tieferlegung der Trasse 
wurde im Rahmen der Vorplanung verworfen, u. a. aufgrund hoher Grundwasserstände und 
wasserwirtschaftlicher Rahmenbedingungen. 

Zum Lärmschutz wurde erläutert, dass zusätzliche Maßnahmen vorgesehen sind, die über die 
gesetzlichen Anforderungen hinausgehen. Grundlage hierfür sind schalltechnische Berech-
nungen, welche aktuell über externe Gutachter erfolgen. 

Für den Bauablauf wurden zwei Varianten vorgestellt: 

Zum einen die Vollsperrung der Rheintalbahn mit Schienenersatzverkehr über ca. 6 Jahre 
(2036–2041), zum anderen den Bau unter Teilbetrieb mit weiterhin fahrendem Nahverkehr 
(z. B. stündlich) über einen Zeitraum von ca. 10 Jahren (bis 2045). Die Bahn präferiert eine 
Vollsperrung der Rheintalbahn, da dies am meisten Sinn machen. Bei einem Teilbetrieb wür-
den nicht viel Züge über die Strecke fahren können. 
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Ein neuer Haltepunkt Lahr West ist für die Zeit der Streckensperrung vorgesehen. Die Abstim-
mungen mit dem Land, dem Kreis und der Bundesautobahngesellschaft laufen weiterhin, ins-
besondere mit Blick auf die parallelen Planungen zum Ausbau der A5. 

Ein Radweg im Zuge des Ersatzneubaus der Brücke über die L118 ist auf Wunsch des Landrat-
samts in die Planung aufgenommen worden und wird von der Bahn umgesetzt. 

Die Ergebnisse der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung sind online abrufbar unter: www.karls-
ruhe-basel.de. 

Bürgermeister A. Schröder kritisierte, dass der Ortsteil Kürzell – im Gegensatz zu anderen Ge-
meinden – in den vorliegenden Unterlagen der Bahn nicht namentlich erwähnt wird. Dies sei 
umso unverständlicher, da der geplante Betriebsbahnhof in unmittelbarer Nähe zu diesem 
Ortsteil vorgesehen sei. Man könne sich des Eindrucks nicht erwehren, dass die unmittelbare 
Betroffenheit der Einwohnerinnen und Einwohner dadurch nicht ausreichend berücksichtigt 
worden sei. Eine entsprechende Anmerkung sei bereits Bestandteil der früheren Stellung-
nahme der Gemeinde und werde nochmals bekräftigt. 

Gemeinderat K. Fuhrmann äußerte sich kritisch zur geplanten Lage des Betriebsbahnhofs. Ge-
rade die unmittelbare Nähe zur Wohnbebauung in Kürzell sei aus seiner Sicht nicht hinnehm-
bar. Er verwies darauf, dass der Bahnbetrieb mit einem hohen Maß an Lärm- und Erschütte-
rungsbelastung einhergehe, was insbesondere im Bereich der geplanten Überholgleise eine 
große Belastung für die Anwohnerschaft darstelle. Auch alternative Standorte seien aus sei-
ner Sicht nicht ausreichend geprüft worden. 

Gemeinderätin S. Fischer erkundigte sich nach der Integration eines Radwegs auf der neu zu 
errichtenden Brücke über die L118. Sie erinnerte daran, dass dieser Punkt bereits im Zusam-
menhang mit früheren Gesprächen zwischen Gemeinde, Landratsamt und Regierungspräsi-
dium diskutiert wurde. Die Vertreter der Bahn erläuterten, dass der Radweg auf Wunsch des 
Landratsamts in die Planungen aufgenommen worden sei und im Rahmen des Projekts um-
gesetzt werde. Bürgermeister A. Schröder ergänzt, dass bei der L118 das Regierungspräsidium 
die zuständige Behörde ist und betont die gute Zusammenarbeit.  

Gemeinderat T. Kölli fragte nach den vorgesehenen Schallschutzmaßnahmen, insbesondere 
im Bereich des Betriebsbahnhofs. Er machte deutlich, dass die Belastungen nicht nur durch 
Lärm, sondern auch durch Erschütterungen zu bewerten seien. In diesem Zusammenhang 
wird sich nach den geplanten Messprogrammen und Gutachten zur Erschütterungsvorsorge 
erkundigt und gefordert, dass diese in bewohnungsnahen Bereichen mit besonderer Sorgfalt 
durchgeführt werden müssten. 

Zudem wird angeregt, zu prüfen, ob eine Tieferlegung der Bahntrasse auf Höhe von Meißen-
heim möglich sei. Die Bahnvertreter verwiesen darauf, dass der Grundwasserspiegel in diesem 
Bereich sehr hoch liege und eine Tieflage aus wasserwirtschaftlichen Gründen sowie wegen 
der Topografie und vorhandener Fließgewässer nicht umsetzbar sei. 

Gemeinderätin S. Fischer erkundigte sich darüber hinaus, inwieweit die Planungen der Ge-
meinde Meißenheim für eine Nutzung einer möglichen Photovoltaik-Anlage auf Schallschutz-
wänden bei der Bahn berücksichtigt wurden. Sie bemängelte, dass die Planungen bislang 
keine entsprechenden Konzepte vorsehen, obwohl dies aus Sicht der Gemeinde ein sinnvoller 
Beitrag zu nachhaltiger Infrastruktur sein könnte. 

Gemeinderat S. Kirner brachte die Frage nach einem Biotopverbund ein und wollte wissen, ob 
im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung ausreichend Maßnahmen zur Querung für 
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Wildtiere vorgesehen seien. Die Bahn verwies auf geplante Aufweitungen bestehender Durch-
lässe, über die in Abstimmung mit dem Regierungspräsidium Gespräche geführt würden. 

11. Verschiedenes 

Gemeinderat K. Fuhrmann bringt folgenden Antrag der Gemeinderäte K. Fuhrmann, T. Kölli, 
S. Leuthner und P. Santo vor. 

Antrag: 

Die Gemeindeverwaltung wird beauftragt, dem Gemeinderat Potentiale zur Verbesserung des 
Ergebnishaushalts vorzulegen. 

1. Aufgabenumfang darstellen 
 Auflistung der weisungsfreien Pflichtaufgaben und freiwilligen Aufgaben 

2. Potenziale zur Einsparung in der Gemeindeverwaltung inkl. Kindergärten, Bauhof, Feu-
erwehr etc. ermitteln 

 Bewertung der Zielerreichung der einzelnen Produktgruppen (Kostende-
ckungsgrade, mögliche Defizite, Einsparpotentiale) 

 Effizienzsteigerungsmöglichkeiten überprüfen (z.B. Digitalisierung von Abläu-
fen, Systemvereinheitlichungen z.B. mit Kreis/Nachbargemeinden etc.) 

 Bürokratieabbau (z.B. Vereinfachung von Genehmigungswegen, Statistiken, 
Doppelarbeiten, Nachfragen, Aufgabenverantwortung, Aufgabenverteilung 
etc.) 

 Dienstleistungen überprüfen (Möglichkeiten der Kürzung/Streichung etc.) 
3. Die Vorschläge sind nach Höhe und Nachhaltigkeit zu priorisieren. 

Weiteres Vorgehen:  

Ziel ist die Erstellung eines Maßnahmenkatalogs zur Umsetzung der Haushaltskonsolidierung, 
der kurz und mittelfristige Ergebnisverbesserungen bringt. Die Bewertung des Maßnahmen-
plan mit den Einsparpotentialen ist die Basis für die nächste Haushaltsplanung. Der Maßnah-
menplan wird dem Gemeinderat zur Entscheidung vorgelegt. 

Zur effizienten Realisierung dieser Aufgabe schlagen die Unterzeichneten die Bildung einer 
Arbeitsgruppe vor. Aufgabe ist die Erstellung des Maßnahmenplan sowie die Unterstützung 
der Verwaltung bei der Erarbeitung der Ermittlung der Potentiale. Die Arbeitsgruppe sollte 
mindestens monatlich zusammenkommen. 

Teilnehmer sollten 2 Mitarbeiter der Verwaltung sein sowie Fachkundige (Rechnungswesen, 
Abläufe, Systeme Prozesskenntnisse) aus dem Gremium und der Gemeinde. Zur Ergebnissi-
cherung ist ein Schriftführer notwendig, der die Potentiale und die festgelegten Maßnahmen 
dokumentiert und verfolgt. 

Begründung: 

Der Ergebnishaushalt weist für 2025 ein Minus von 1.640 T Euro für die Jahre 2026 bis 2028 
von – 1.411 T Euro, -1.411 T Euro. Das ist in Summe für 4 Jahre ein Minus von 5.947 T Euro, das 
entspricht ca. 56% der Erträge von 2025. 
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Der Ergebnishaushalt ist die Abbildung des Ressourcenaufkommens (Erträge) und des Res-
sourcenverbrauchs (Aufwendungen). Damit die Substanz in der Gemeinde langfristig zumin-
dest gehalten werden kann, ist es zwingend, dass dieses Geld in den Folgejahren wieder ver-
dient wird. 

Die Dringlichkeit ergibt sich aus der schwierigen Wirtschaftslage und dem schnellstmöglichen 
Beginn der Maßnahmen vor der Sommerpause. 

12. Frageviertelstunde 

Ortschaftsrätin I. Rieht-Jäger sprach sich dafür aus, eine eigene Informationsveranstaltung in 
Kürzell zum Thema Bahnprojekt durchzuführen. Die Bürgerinnen und Bürger im Ortsteil seien 
direkt betroffen und hätten ein berechtigtes Interesse, über den aktuellen Planungsstand im 
Detail informiert zu werden. Sie regte an, solche Veranstaltungen auch zukünftig regelmäßig 
in Kürzell anzubieten, um eine frühzeitige und transparente Beteiligung sicherzustellen. 

Bürgermeister A. Schröder begrüßte diesen Vorschlag. Er betonte, dass die Gemeinde bereits 
eine Vielzahl an Informationen aufgenommen und weitergeleitet habe.  

Herr Adam von der DB InfraGO AG wies darauf hin, dass es sich nicht um die letzte Informati-
onsveranstaltung zum Bahnprojekt handele. Insbesondere im Rahmen der kommenden Plan-
feststellungsverfahren seien weitere Informationsformate und Beteiligungsmöglichkeiten in 
den betroffenen Kommunen vorgesehen. Gleichzeitig bat er um Verständnis: Im Zuge des Ge-
samtprojekts seien rund 25 Gemeinden mit ihren jeweiligen Ortschaften, Gemeinderäten und 
Ortschaftsräten beteiligt, die alle ein berechtigtes Informationsinteresse hätten. 

 

Die Urkundspersonen Protokollführer 
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